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Zweitwohnungsstreit eskaliert
Raumplanung In der Auseinandersetzung umZweitwohnungen greifenWalliser Politiker zu einem radikalen

Mittel. Sie wollen das Verbandsbeschwerderecht derNaturschutzorganisationen angreifen.

Roger Braun

Er wolle primär die Interessen
seines Kantons vertreten, sagte
PhilippMatthiasBregy, als erdie-
sen Monat für Viola Amherd in
denNationalrat nachrückte.Und
inderTat:Mit seinemerstenVor-
stoss tut er das fast schon in kli-
scheehafter Art undWeise.

Das Wallis hadert bis heute
mit der Zweitwohnungs-Initia-
tive. Seit dem Volksentscheid
2012 dürfen Gemeinden mit
einemZweitwohnungsanteil von
20Prozent keineFerienwohnun-
gen mehr bauen. Immer wieder
interveniertenWalliser Politiker
deswegen inBern.NunwagtBre-
gy jenenSchritt, vordemsichdie
anderenPolitikerbishergescheut
haben: Er will das Verbandsbe-
schwerderecht einschränken.

VieleEinsprachengegen
Bauvorhaben

UnmittelbarerAnlass ist dieUm-
weltschutzorganisation Helvetia
Nostra. Sie stand einst hinter der
Volksinitiative, nun wacht sie

über die Einhaltung des Geset-
zes. Alleine imWallis hat sie die
vergangenen drei Jahre über
300 EinsprachengegenErstwoh-
nungen eingereicht, in denen sie
den Bau verdeckter Zweitwoh-
nungen vermutete.

CVP-Nationalrat Bregy sieht
darin einen Missbrauch des Be-
schwerderechts. Er hat eine par-
lamentarische Initiative einge-
reicht, die denNaturschutzorga-
nisationen ihr Beschwerderecht
gegen Bauvorhabenmit weniger
als 600QuadratmeterBruttoge-
schossfläche entziehen würde.
Bregybeklagt einen«Kampf zwi-
schen David und Goliath», der
dem einfachen Bürger keine
Chance lasse. Er sagt: «Eine Fa-
milie, die ein Einfamilienhaus
bauenmöchte, steht einer natio-
nalen Organisation gegenüber,
dieunerschöpflicheGeldquellen
hat – das ist nicht fair.»

Mit dem Angriff auf das Ver-
bandsbeschwerderecht dürfte
Bregy ineinWespennest stechen.
Die FDP hatte vor gut zehn Jah-
ren eine Volksinitiative zur Ab-

schaffung lanciert und fiel damit
grausamaufdieNase.ZweiDrit-
tel der Stimmbevölkerung lehnte
dasAnsinnennacheinerkraftvol-
len Kampagne der Naturschutz-
verbände ab. Bregy ist sich des-
senbewusst.Er sagt:«Ichwill das
Verbandsbeschwerderecht nicht
aufheben, sondern lediglich ein-
schränken.» Einsprachen gegen
grössereBauprojekte sollenmög-
lich bleiben; auch um geschütz-
te Ortsbilder zu schützen, sol-
lenUmweltschutzorganisationen
weiterhinvorGericht ziehenkön-
nen. «Es geht einzig darum, die
Bürger mit ihren Träumen vom
EigenheimvorderKlagemaschi-
nerie nationaler Umweltschutz-
organisationen zu schützen»,
sagt Rechtsanwalt Bregy.

Bei Helvetia Nostra kommt
der Vorstoss schlecht an. «Die
Einschränkung des Verbands-
beschwerderechts würde den
Landschaftsschutz empfindlich
schwächen», sagt Präsidentin
VeraWeber. Für siegibt eskeinen
Handlungsbedarf. «Nicht wir
sind das Problem, sondern jene

Leute, die das Gesetz umgehen
wollen», sagtWeber. Sie verweist
auf das Bundesgericht, das Hel-
vetia Nostra in fünf Fällen recht
gegeben hat.Weber sagt: «Es ist
langsam an der Zeit, dass die
Politik merkt, dass nicht wir das
Gesetz brechen, sondern die Be-
hörden, die willfährig Baubewil-
ligungen vergeben.»

Naturschutzorganisationen
sindbereit fürKampf

WiderstandkündigtauchderPrä-
sident der Stiftung Landschafts-
schutz Kurt Fluri an. «Die flä-
chenmässige Grösse eines Bau-
projektes ist kein relevantes
Kriterium dafür, ob es die Inter-
essen des Landschaftsschutzes
verletzt oder nicht», sagt der So-
lothurner FDP-Nationalrat. Bre-
gy ist nichtder ersteWalliser, der
sich über das Beschwerderecht
vonHelvetia Nostra ärgert. SVP-
Nationalrat Franz Ruppen hatte
den Bundesrat Anfang Jahr auf-
gerufen,etwasgegendie«Hexen-
jagd» auf unbescholtene Bürger
zu unternehmen. Auch FDP-Na-

tionalrat Philippe Nantermod
unddieheutigeBundesrätinVio-
la Amherd suchten nach parla-
mentarischenWegen,umdieBe-
schwerden zu verhindern. Ver-
geblich:DerBundesrat sahbisher
keinenGrund für eineÄnderung
des Gesetzes. Mit Bregys Vor-
schlag dürfte nun allerdings Be-
wegung in die Diskussion kom-
men.Damals imJahr2008befür-
wortete neben der FDP als
Urheberin der Initiative auch die
SVP die komplette Abschaffung
des Verbandsbeschwerderechts.
Nun, da es lediglich um die
EinschränkungdesRechtsmittels
geht, dürftederVorstossauchbei
derCVP auf Sympathie stossen.

Umso mehr, als dass neben
Bregy6weitereParteimitglieder
den Vorstoss unterzeichnet ha-
ben. Der Präsident der Stiftung
für Landschaftsschutz Kurt Fluri
gibt sich kampfeslustig. Er sagt:
«Sollte die Einschränkung im
Parlament eineMehrheit finden,
kann ichmir gut vorstellen, dass
die betroffenen Verbände zum
Referendumgreifenwerden.»

Ferienwohnungen in der Walliser Gemeinde Bellwald. Bild: Jean-Christophe Bott/Keystone (Bellwald, 21. Januar 2019)

AlfredHeer
gibt auf

Ständeratskandidatur Der Zür-
cherSVP-NationalratAlfredHeer
verzichtetauf seineKandidatur in
denStänderat.Erhat sichzurück-
gezogen und will nun «mit aller
Kraft die Kandidatur von Roger
Köppelunterstützen».Fürdiesen
hat sich am Dienstagabend der
Kantonalvorstand ausgespro-
chen. Den definitiven Entscheid
fällendieDelegiertenam2.April.
ParteipräsidentKonradLanghart
ist überzeugt, den Delegierten
mit Roger Köppel «den idealen
Ständeratskandidaten vorzu-
schlagen», heisst es in einerMit-
teilungderPartei vomMittwoch.

DieZürcher SVP ist seit zwölf
Jahren nicht mehr im Ständerat
vertreten. Ihre Chancen auf ei-
nender beiden Sitze sind gering,
denn die beiden amtierenden
Ständeräte, Daniel Jositsch (SP)
und Ruedi Noser (FDP), treten
beide nochmals an. (sda)

FDP ist am
häufigsten zuGast
Medien Der «Rundschau-Talk»
von letzter Woche ist in der Kri-
tik,weil dieGLP-Fraktionschefin
vier Tage vor den Zürcher Wah-
len 40 Minuten lang interviewt
wurde. Eine Auswertung zeigt:
Andere Parteien haben in der
Sendung vielmehrGewicht.Mit
der Sendung will das Moderato-
renduoBundesrätenundSpitzen-
politikern auf den Zahn fühlen.
SeitderEinführung imMärz2017
profitierte davon allen voran die
FDP. In gut der Hälfte der Sen-
dungen kamen FDP-Politiker zu
Wort: Zweimal war Parteipräsi-
dentin Petra Gössi zu Gast, drei-
mal FDP-Bundesräte.

DieCVPwarmit Parteipräsi-
dent Gerhard Pfister zweimal
vertreten, einmal mit Bundesrä-
tinViolaAmherd.DieSPwarein-
mal mit Bundesrätin Simonetta
Sommaruga präsent und einmal
mit ihrem Parteipräsidenten
Christian Levrat. Nur einen ein-
zigen Auftritt hatte die SVP mit
NationalrätinMagdalenaMartul-
lo-Blocher. Der «Rundschau-
Talk» sorgte aufTwitter zwar für
harsche Kritik seitens der SVP –
beim SRF-Ombudsmann Roger
BlumsindabernochkeineBean-
standungen eingegangen. (ba)
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